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Wohnsitznahme im Altersheim
Sachverhalt

Ich führe eine Beistandschaft für eine 57-jährige Frau. Sie ist seit bald zwei Jahren Witwe und musste sich letztes Jahr einen Unterschenkel amputieren lassen. Seit da ist sie auf den Rollstuhl angewiesen und kann ohne fremde Hilfe ihre Wohnung nicht verlassen. Es ist eine zunehmende Vereinsamung festzustellen. Meine Klientin ist Toxikomanin und starke Raucherin. Da die starken Medikamente sie schläfrig machen, besteht die latente Gefahr eines Wohnungsbrandes. Sie wird zu Hause durch die Spitex betreut. Die Spitexmitarbeiterinnen sind oft sehr sehr stark gefordert. 

 
Der betreuende Arzt und die Leiterin der Spitex empfehlen eine Veränderung der Wohnsituation. Die Klientin war anfangs nicht dazu zu bewegen, doch kann sie sich jetzt einen Wechsel vorstellen. Sie wäre bereit in ein Einzelzimmer des Alters- und Pflegeheimes ihrer früheren Wohnsitzgemeinde zu ziehen. Diese Institution liegt sehr zentral und Frau M. hätte die Möglichkeit, frühere Bekannte zu treffen. An ihrem jetzigen Wohnort (sie lebt seit fünf Jahren dort), fühlt sie sich nicht heimisch.

 
In der Institution ist ein Platz frei. Die Finanzierung der Institutionsrechnung könnte vermutlich nur knapp oder gar nicht aus den Einnahmen von Frau M. gedeckt werden. Die jetzige Gemeinde muss für alle Bewohner einen Betrag von Fr. 40.00 pro Tag bezahlen und lehnt daher einen Eintritt von Frau M. in die Institution ab. Ebenso würde sie keine WSH ausrichten. Die frühere Wohnsitzgemeinde lehnt eine Anmeldung von Frau M. ab. 

 
Gibt es für meine Klientin eine Möglichkeit, in diese Institution einzutreten?

Erwägungen

1. Jede Schweizerbürgerin und jeder Schweizer Bürger geniesst die Niederlassungsfreiheit und kann sich deshalb an jedem Ort des Landes niederlassen, die Schweiz verlassen und jederzeit wieder einreisen (Art. 24 Bundesverfassung). Von dieser Wahlfreiheit kann jede Person selbst Gebrauch machen, solange sie in der Lage ist, vernunftgemäss zu handeln, d.h.  solange sie im Besitz der Urteilsfähigkeit ist. Sie begründet durch die willentliche Ausübung dieses Wahlrechts Wohnsitz (BGE 127 V 237; Ch. Brückner, Das Personenrecht des ZGB, N 330 S. 96 f.). Im vorliegenden Fall spricht nach der Schilderung zwar einiges für eine Einschränkung der intellektuellen Fähigkeiten, nicht aber für die Annahme von Urteilsunfähigkeit. Damit kann die 57-jährige Frau selbst und ohne Dazutun einer Behörde oder einer Vertretungsperson grundsätzlich Wohnsitz begründen, wo sie will.

2. Der Aufenthalt zu einem Sonderzweck begründet keinen Wohnsitz. Ein Sonderzweck ist insbesondere dann anzunehmen, wenn eine Person pflegebedürftig ist und keine Möglichkeiten mehr hat, sich an einem beliebigen Ort aufzuhalten und exklusive auf eine bestimmte Institution angewiesen ist (z.B. Paraplegikerzentrum). Sodann kann die Einweisung in eine Anstalt keinen Wohnsitz begründen (H.M. Riemer, Personenrecht des ZGB, N 202 S. 92), auch wenn es hievon in krassen Fällen unter ganz spezifischen Bedingungen Ausnahmen geben kann (vgl. C. Hegnauer, Von der Mühsal eines Verwandten-Vormundes, ZVW 2001 S. 12 ff.). 


3. Tritt dagegen jemand freiwillig in ein Altersheim ein, so begründet dies Wohnsitz (Daniel Staehelin, Basler Kommentar ZGB I N 7 zu Art. 26; H.M. Riemer, ZVW 1977 S. 60 f).

4. Damit kann sich Ihre Klientin bei der Sitzgemeinde des Alters- und Pflegeheimes anmelden lassen, die neue (und ehemalige) Wohngemeinde darf die Entgegennahme der Anmeldung nicht verweigern. Tut sie es trotzdem, muss eine schriftliche Verfügung verlangt werden, welche anzufechten sein wird. Die Finanzierung muss über Ergänzungsleistungen erfolgen, ein allfälliges Manko trägt die Wohnsitzgemeinde nach kantonalem Sozialhilferecht. 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 27.3.2006
[image: image1.png]